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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.04.1998 

Geschäftszahl 

97/08/0510 

Rechtssatz 

Soweit die Begleichung von Zahlungsrückständen hinsichtlich ihrer Entstehung und der möglichen Folgen ihrer 
Nichtbegleichung den Grundsätzen des Sozialhilferechtes (vgl § 3 Slbg SHG) entspricht und ihre Begleichung in 
Richtsatzüberschreitungen oder der Möglichkeit zusätzlicher Geldleistungen rechtlich Deckung finden (vgl § 12 
Abs 5 und § 12 Abs 6 Slbg SHG), kommt eine solche Begleichung von Zahlungsrückständen als 
Sozialhilfeleistung durchaus in Frage (Hinweis E 20.9.1983, 82/11/0362, VwSlg 11145 A/1983). 


